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1.1

1.1.1

1.1.2

Offentliche Sitzung

Feststellung der ordnungsgemafen Einladung und der Beschlussfa-
higkeit

Ausschussvorsitzender Herr Bongen begrifdt die Ausschussmitglieder und stellt
fest, dass zur heutigen Sitzung form- und fristgerecht eingeladen wurde und,
dass der Ausschuss beschlussfahig ist.

Anschlieend stellt Herr Bongen den neuen 1.Beigeordneten Herrn Dirk Kremer

sowie den zuklnftigen Fachbereichsleiter des Fachbereiches Il Herrn Stephan
Hammer vor.

Verpflichtung sachkundiger Blirger und Einwohner

entfallt

Einwohnerfragestunde

Den anwesenden Einwohnern der Hansestadt Wipperfirth wurde Gelegenheit
gegeben, Fragen an den Ausschuss zu richten.

Die anwesende Burgerschaft hat Fragen zu

TOP 1.4.4
Machbarkeitsstudie fiir eine mégliche Siidumgehung - Bedarfsanalyse

Der Ausschussvorsitzende Herr Bongen erklart, dass Fragen zu TOP's der heuti-
gen TO nicht gestellt werden kdénnen.

Er sagt der Burgerschaft zu, die Beratung zu Punkt 1.4.4 zu unterbrechen um den
Zuhorern Gelegenheit zu geben, Fragen zu stellen.



1.1.3 Anerkennung der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird in der Fassung der Einladung anerkannt.

1.2 Bericht Uber die Ausfiihrung von Beschliissen
Vorlage: M/2016/857

Der Bericht Gber die Durchflinrung der Beschliisse wird zur Kenntnis genommen.

1.3 Genehmigung von Dringlichen Entscheidungen gemaR § 60 Abs. 2
GO NW
entfallt

1.4 Beschliisse

1.4.1 Bebauungsplan Nr. 101 Am Buschfelde
1. Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen aus der frihzeiti-
gen Beteiligung
2. Zustimmung zum Entwurf
Vorlage: V/2016/550

Ratsherr Berster regt an, die ca. 5 m breite Ausgleichsflache, welche westlich an
die Wohnbauflache anschlie3t, ebenfalls als Wohnbauflache festzulegen. Die
Verwaltung erlautert ausflihrlich die Griinde, die dagegensprechen.



1.1

Abwigung der in der frithzeitigen Unterrichtung der Offent-
lichkeit nach §3 Abs.1 BauGB vom 26.09.2016 bis
26.10.2016 sowie in der friihzeitigen Beteiligung der Behor-
den und sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 4
Abs. 1 BauGB und der Beteiligung der Nachbargemeinden
gemaR § 2 Abs. 2 BauGB vom 12.09.2016 bis 14.10.2016 ein-
gegangenen Stellungnahmen

Die friihzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB
fand vom 26.09.2016 bis 26.10.2016 statt. Die frihzeitige Beteiligung der
Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 1
BauGB und der Beteiligung der Nachbargemeinden gemaR § 2 Abs. 2
BauGB wurde vom 12.09.2016 bis 14.10.2016 durchgeflihrt. Die einge-
gangenen Stellungnahmen sind nachfolgend behandelt.

Abwagung der in der fruhzeitigen Beteiligung gemaR § 4 Abs. 1
BauGB (Behorden, Trager 6ffentlicher Belange) eingegangenen Stel-
lungnahmen

Schreiben Nr. 1 BEW vom 04.10.2016

Es werden keine Bedenken vorgebracht. Es wird darauf hingewiesen,
dass Gas- und Wasserversorgungsleitungen in der Strale "Am Buschfel-
de" vorhanden sind. Die derzeitige Stromversorgung der ndérdlich der
Stral’e bestehenden Gebaude und der Stral3enbeleuchtung erfolgt Uber
ein Freileitungssystem, das im Zuge der Erschliefung in Erdleitungen
umgewandelt werden soll.

*kkkkkkkkkkkk

— Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Schreiben Nr. 2 Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen vom
11.10.2016

Gegen den Bebauungsplan werden aus landwirtschaftlicher Sicht Beden-
ken vorgebracht. Durch die Realisierung der Wohnbebauung gehen ca.
0,7 ha landwirtschaftlich genutzte Flache verloren. Die derzeit von zwei
Nebenerwerbsbetrieben bewirtschafteten Grinlandflachen werden den
Betrieben damit als Produktionsgrundlage fir den Futterbau entzogen.
Aufgrund zunehmender Flachenknappheit stehen kaum Ersatzflachen zur
Verfugung. Es sollten keine landwirtschaftlichen Flachen als Kompensati-
onsmafllinahmen der Nutzung entzogen werden. Der Ausgleich sollte aus-
schlieBlich Uber ein geeignetes Okokonto erfolgen.

*khkkkkkkhkkkkkkk

- Die als Flachen fur Wohnbebauung und Verkehrsflachen im BP 101
festgesetzten Flachen sind aus dem Flachennutzungsplan der Hanse-
stadt Wipperflrth entwickelt worden. Der Verlust dieser Flachen flr die
landwirtschaftliche Produktion ist somit im Zuge der Abwagung des
Flachennutzungsplans behandelt worden.



- Zur Entwicklung dieses Wohngebietes sind die gesamten Flachen im
Plangebiet von der Wipperfurther Wohnungs- und Entwicklungsgesell-
schaft (WEG mbH) zu erwerben, sodass sie auch Eigentimer der std-
lich angrenzenden, nicht als Wohngebiet zu nutzenden Flachen wird.
Wahrend das Interesse des zukiinftigen Eigentimers, der WEG mbH,
darin liegt, diese ca. 2.400 m? grof3en Flachen in ihrem Sinne, das
heil3t fir Kompensationszwecke flr das Wohngebiet zu nutzen, besteht
das Interesse der Landwirtschaft darin, die im Flachennutzungsplan
vorgesehene Nutzung fir diese Flachen aufrechtzuerhalten.

- Im Zuge der Konkretisierung der Planung wurde im Landschaftspflege-
rischen Fachbeitrag eine Nutzung des grofiten Teils dieser Flachen
dahingehend konzipiert, dass sowohl eine dkologische Aufwertung ei-
nerseits als auch eine landwirtschaftliche Nutzung der Flachen ande-
rerseits gewahrleistet ist. Mit Ausnahme einer mit 5 m Breite fur die
landwirtschaftliche Nutzung zu schmalen Flache im Westen und einer
bereits als Grinflache genutzten kleinen Dreiecksflache im Sudwes-
tenwird fur die verbleibenden ca. 2.200 m? Flache sidlich des Wohn-
gebietes das Nutzungsziel einer extensiven Obstwiese festgesetzt. Auf
dieser Flache ist eine landwirtschaftliche Grinlandnutzung in Form ex-
tensiver Beweidung oder Wiesennutzung geplant. Um einen Mindest-
standard dieser Grinlandnutzung sowie die dauerhafte Erhaltung der
Obstgehdlze zu gewahrleisten, wird die Flache fir die Landwirtschaft
von der Festsetzung von Mal3nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft Uberlagert. Die WEG
mbH wird in Kirze mit den ortsansassigen Nebenerwerbslandwirten
Uber die planungsgemafe Nutzung in Verhandlung treten.

— Den Bedenken der Landwirtschaftskammer wird durch die Konkreti-
sierung der Festsetzungen und vorgesehenen MalRnahmen weitest-
gehend entsprochen.

Schreiben Nr. 3 Hansestadt Wipperfiirth, Fachbereich lll, Liegen-
schaften vom 12.10.2016

Es wird darauf hingewiesen, dass es in der Vergangenheit bei wohnungs-
nah gelegenen Ausgleichsflachen haufig zu Beschwerden tUber Samen-
flug und Wildwuchs sowie mangelnde Pflege der Flachen gekommen ist.
Es wird daher angeregt, die Festsetzung von Ausgleichsflachen nahe der
geplanten Wohnbebauung noch einmal zu uberdenken und gegebenen-
falls Uber die Abwicklung des Kompensationsbedarfs tiber das Okokonto
moglichen Beschwerden der Anlieger und langjahrigen Pflegeverpflich-
tungen entgegenzuwirken.

*hkkkkkhkkhkkk

Da das Plangebiet von der WEG mbH nur im Gesamten erworben werden
kann, wird die WEG mbH auch Eigentimer der sudlich angrenzenden, im
Flachennutzungsplan als landwirtschaftliche Flache dargestellten Flachen.
Es wird eine Mal3nahme konzipiert, die sowohl die landwirtschaftliche Be-
wirtschaftung des Uberwiegenden Teils dieser Flachen als auch eine 6ko-
logische Aufwertung im Sinne der Zielsetzungen des Landschaftsplanes
ermdglicht (Verbesserung des Landschaftsbildes im Auf3enbereich um die
Dérfer durch vertraute typische Aspekte der historisch gewachsenen Kul-
turlandschaft). Entsprechend dem Malnahmenkonzept der extensiven



Obstwiese soll die Flache einer extensiven landwirtschaftlichen Nutzung
durch Mahd oder Beweidung zugefiihrt werden. Es kénnen so die Interes-
sen der Landwirtschaft sowie der WEG mbH, auf den Flachen die 6kolo-
gische Kompensation fur die Eingriffe durch das Wohngebiet zu erbrin-
gen, gleichermalen berlcksichtigt werden. Durch die angestrebte Nut-
zung wird die dauerhafte Pflege der Flachen gesichert. Es entsteht eine
typische Ortsrandsituation in doérflicher Lage.

— Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben Nr. 4 Hansestadt Wipperfiirth, Fachbereich Il, Stadtent-
wasserung vom 14.10.2016

Es werden keine grundsatzlichen Bedenken gegen den Bebauungsplan
vorgebracht. Es wird darauf hingewiesen, dass die durch das Gebiet ver-
laufende Kanalleitung in Plan und textlichen Festsetzungen entsprechend
gesichert wurde. Es erfolgt der Hinweis, dass in der Begrindung unter
Pkt. 3.7 eine Anderung erfolgen sollte, da in der Zwischenzeit eine Ab-
stimmung mit der Bezirksregierung Koéln bezlglich der Versickerung des
Oberflachenwassers von Stellplatzen gemall Wasserschutzgebietsver-
ordnung erfolgt ist. Diese sind an die offentliche Kanalisation anzuschlie-
Ren.

*kkkkkkkkkkkkk

— Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Begriindung wird
entsprechend angepasst.

Schreiben Nr. 5 Hansestadt Wipperfiirth, Fachbereich Il, Untere Bau-
aufsicht vom 14.10.2016

Es wird vorgeschlagen, aufgrund des nach Suden abfallenden Gelédndes
das Kellergeschoss als Vollgeschoss zuzulassen, um Gelandeanschut-
tungen zu minimieren und grof¥flachige Sidfassaden zur energetischen
Nutzung zu ermoglichen.

*hkkkkkkkkhkkk

Grundsatzlich wird an der Festsetzung der eingeschossigen Bauweise
festgehalten, um eine Anpassung an die umgebende Bebauung zu erzie-
len. Die Hohenunterschiede im Bereich des Baufensters liegen zwischen
1 m bis 2 m von Nord nach Sud. Um dieser leichten Hanglage Rechnung
zu tragen, wird in Einzelfallen ein Vollgeschoss mehr zugelassen, wenn
durch die Hanglage bedingt das Untergeschoss auf die Zahl der Vollge-
schosse im Sinne der landesrechtlichen Vorschriften anzurechnen ist. Auf
diese Weise kdnnen Gelandeanschittungen vermieden und grofR¥flachige
Sldfassaden zugelassen werden.

— Den Anregungen wird entsprochen.

Schreiben Nr. 6 des Oberbergischen Kreises vom 14.10.2016

Teilanregung 1: Brandschutz

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Loschwasserversorgung von
800 I/min Uber einen Zeitraum von 2 Stunden erforderlich ist. Der Hydrant
sollte zum letzten Objekt nicht weiter als 75 m entfernt sein.



kkhkkkkkkkkkkkkk

In der StralRe "Am Buschfelde" befinden sich auf einer Lange des Bauge-
bietes von ca. 130 m zwei Hydranten, sodass die Abstande entsprechend
eingehalten werden kdnnen. Nach Angaben der BEW steht die erforderli-
che Léschwassermenge hier zur Verfliigung.

— Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Teilanregung 2: Bodenschutz

Es wird auf die Aussagen der digitalen Bodenbelastungskarte hingewie-
sen, aus der sich eine Uberschreitung der Vorsorgewerte nach Bundes-
bodenschutzverordnung im Oberboden fir bestimmte Schadstoffe ablei-
ten lasst. Eine Gefahrensituation liegt jedoch nicht vor. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass aus Vorsorgegrundsatzen der ausgehobene Oberboden
im Plangebiet verbleiben sollte.

*hkkkkkkkkkhkkk

Die Hinweise zur digitalen Bodenbelastungskarte sind im Umweltbericht
und in der Begrindung ausgefthrt und in die Hinweise der Planzeichnung
ebenfalls Gbernommen worden.

— Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Teilanregung 3: Wasserschutz

Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet im Mischsystem ent-
wassert und somit die Zustandigkeit bei Einleitung des Niederschlagswas-
sers in den Mischwasserkanal im Zustandigkeitsbereich der Bezirksregie-
rung Koln liegt. Gegen eine Versickerung des Niederschlagswassers von
Dachflachen in den Untergrund ist grundsatzlich nichts einzuwenden,
hierzu sind jedoch entsprechende gutachterliche Aussagen Uber die Ver-
sickerungsfahigkeit erforderlich. Antrage sind zu stellen. Private Zufahrten
und Stellplatze missen gemal Festsetzungen der Wasserschutzgebiets-
verordnung an den Mischwasserkanal angeschlossen werden.

*hkkkkkkkkhkkk

- Nach Angaben der Hansestadt Wipperfurth ist das im Gebiet vorhan-
dene Mischwasserkanalsystem ausreichend bemessen, um das Be-
bauungsplangebiet in Bezug auf Abwasser und Niederschlagswasser
zu entwassern. Das Gebiet ist in der Netzplanung des Aggerverbandes
zur Klaranlage Kirten enthalten.

- Bezuglich der Versickerung des Niederschlagswassers von Dachfla-
chen wird eine Ergénzung in die Begrindung aufgenommen, dass ent-
sprechende Antrage mit Versickerungsgutachten hierfir erforderlich
sind.

- Die Aussagen zu den privaten Zufahrten und Stellplatzen sowie zur
Einhaltung der Festsetzung der Wasserschutzgebietsverordnung wer-
den in der Begrundung entsprechend prazisiert.

— Den Hinweisen wird entsprochen.
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1.2

1.3

Schreiben Nr. 7 des Oberbergischen Kreises vom 24.10.2016

Teilanregung 1: Artenschutz

Es werden keine Anregungen und Hinweise vorgetragen.

Teilanregung 2: Landschaftspflege

Es bestehen aus landschaftspflegerischer Sicht keine grundsatzlichen
Bedenken. Die Vorlage des Landschaftspflegerischen Fachbeitrages fur
eine weitergehende Stellungnahme ist erforderlich.

*hkkkkkkhkkkhkkk

Im Zuge der Offenlage wird der Landschaftspflegerische Fachbeitrag vor-
gelegt.
— Dem Hinweis wird entsprochen.

Schreiben Nr. 8 bis 14

» Schreiben Nr. 8 - Hansestadt Wipperfirth, Fachbereich |, Ordnung u.
Soziales vom 14.09.2016

* Schreiben Nr. 9 - Hansestadt Wipperflrth, Fachbereich Il, Stral’en-
bau/ Grinflachen vom 15.09.2016

»  Schreiben Nr. 10 - Amprion GmbH vom 20.09.2016

*  Schreiben Nr. 11 - Unitymedia NRW GmbH vom 20.09.2016

» Schreiben Nr. 12 - PLEdoc GmbH vom 21.09.2016

» Schreiben Nr. 13 - Landesbetrieb Wald und Holz NRW vom

26.09.2016

*  Schreiben Nr. 14 - Westnetz GmbH vom 27.09.2016

Die in den vorgenannten Schreiben vorgetragenen Hinweise werden zur
Kenntnis genommen. Sie bedurfen keiner Abwagung.

Abwigung der in der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit ge-
maR § 3 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen

Es sind keine Stellungnahmen oder Anregungen eingegangen.
Abwagung der in der frihzeitigen Beteiligung der Nachbargemein-

den nach § 2 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen

Es sind keine Stellungnahmen oder Anregungen eingegangen.

Zustimmung zum Entwurf
Dem vorgelegten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 101 "Am Buschfelde"

mit den textlichen Festsetzungen sowie der Begriindung mit Umweltbe-
richt wird zugestimmt.
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1.4.2

Abstimmungsergebnis: einstimmig

Bebauungsplan Nr. 102 Agathaberg-Stationsweg

1. Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen aus der friihzeiti-
gen Beteiligung

2. Zustimmung zum Entwurf

Vorlage: V/2016/551

Die friihzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit nach §3 Abs. 1 BauGB fand vom
29.03.2016 bis 29.04.2016 statt. Die Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange nach §4 Abs. 1 BauGB wurde vom 29.03.2016 bis
29.04.2016 durchgeflihrt. Die eingegangenen Stellungnahmen sind nachfolgend
behandelt.

1.

Abwagung der in der fruhzeitigen Beteiligung gemaB §§ 3 (1) und
4 (1) BauGB (Offentlichkeit, Behorden und sonstige Trager offentli-
cher Belange) eingegangenen Stellungnahmen

Schreiben Nr. 1 vom Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-
Westfalen
Regionalforstamt Bergisches Land vom 13.04.2016

In Teilbereichen des sidwestlich angrenzenden Flurstlickes Nr. 2193 sto-
cken 10-jahrige Douglasien. In den nachsten Jahren werden diese ein
deutliches Hohenwachstum haben.

Da die Planung momentan von flexiblen Baugrundstticksgréen und somit
auch von variablen Baufenstern spricht, ist seitens der Verwaltung auf ei-
nen ausreichenden Sicherheitsabstand von einer Baumlange (= 20 m) zur
Abwehr von drohenden Gefahren fur Leib und Leben durch umstirzende
Baume fur das westlichste Baufeld hinzuwirken.

**********

Fir den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 102 Agathaberg - Stationsweg
werden die Baufenster der Anregung entsprechend zuriickgenommen, so
dass ein ausreichender Schutzabstand gewahrt wird.

=> Der Anregung wird gefolgt. Der Schutzabstand von 20 m zu angren-
zenden Waldflachen wird berticksichtigt.

Schreiben Nr. 2 des Oberbergischen Kreises, Amt fiir Planung und Stra-
Ren vom 29.04.2016

Teilanregung 1:
aus bodenschutzrechtlicher Sicht:
Es bestehen keine grundsatzlichen Bedenken. Es sollte jedoch beachtet

12



werden, dass gemal der Angaben der Digitalen Bodenbelastungskarte
davon auszugehen ist, dass fir bestimmte Schadstoffe die Vorsorgewerte
nach BBodSchV im Oberboden uberschritten werden.

Eine Uberschreitung der Priif- bzw. MaRnahmewerte nach BBodSchV,
wodurch eine Gefahrensituation zu erwarten ware, liegt nicht vor.

Um Flachen, auf denen die Vorsorgewerte bislang nicht Uberschritten
werden, vor Schadstoffeintragen zu schutzen, sollte der im Plangebiet im
Rahmen von Baumal3hahmen abgeschobene und ausgehobene Oberbo-
den auf den Grundstuicken verbleiben.

Fhkkkkkkkk

Der Gliederungspunkt 6.3 Umgang mit Boden der Textlichen Festsetzun-
gen sieht den Verbleib des Oberbodens im Plangebiet bereits vor. Er wird
in die Textlichen Festsetzungen zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr.
102 unverandert GUbernommen.

-> Der Anregung wird entsprochen.

Teilanregung 2:

aus landschaftspflegerischer und artenschutzrechtlicher Sicht:

Es bestehen keine grundsatzlichen Bedenken, da sich die Planung aus
dem gultigen FNP ableiten Iasst.

Im Rahmen der weiteren Bearbeitung des Bebauungsplanes sind ein
Landschaftspflegerischer Fachbeitrag und die Artenschutzprifung zur
Bewertung der natur- und landschaftsschiitzerischen Belange vorzulegen.

Fkkkkkkkhk

Eine Artenschutzrechtliche Vorprifung sowie ein Landschaftspflegerischer
Fachbeitrag wurden zwischenzeitlich erstellt und deren Ergebnisse in den
Umweltbericht aufgenommen

-> Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Teilanregung 3:
aus Sicht der Brandschutzdienststelle:

Es muss bzgl. der Léschwasserversorgung auf der Grundlage des DVGW
Arbeitsblatt W 405 eine Léschwassermenge von mind. 800l/min Gber 2
Std zur Verfugung stehen. Pro Obijekt ist die Ldschwassermenge in einem
Radius von 300 m vorzuhalten. Die Entfernung zum nachsten Hydranten
darf dann 75 m Luftlinie nicht Uberschreiten.

Des Weiteren wird auf den § 5 der BauO NRW hingewiesen, damit die Zu-
fahrten zu den jetzigen und zukunftigen Objekten auch fir den Rettungs-
dienst und die Feuerwehr nach DIN 14090 gegeben sind.

Fhkkkkkkkk

Die Wasserversorgung im geplanten Wohngebiet wird durch die BEW
GmbH sichergestellt werden. Dazu wird auch die Berlcksichtigung der er-
forderlichen Léschwassermenge gehdren. Diese ist allerdings nicht Ge-
genstand der Bauleitplanung.

Alle im Bebauungsplan ausgewiesenen Bauflachen liegen an ausreichend
dimensionierten 6ffentlichen StralRenverkehrsflachen. Ein spaterer exakter
Baugrundstickszuschnitt ist aber ebenso wenig Gegenstand der Bauleit-
planung wie die Ausgestaltung von Grundstlickszufahrten.

-> Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Teilanregung 4:
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bezliglich der kommunalen Niederschlagsentwasserung:
Die Niederschlagsentwasserung ist rechtzeitig mit der Unteren Wasserbe-
horde abzustimmen.

Fkkkkkhkk

Zwischenzeitlich wurde ein geohydrologisches Gutachten erstellt, das die
Moglichkeiten zur Niederschlagsentwasserung ermittelt hat. Dessen Vor-
gaben wurden - soweit eine planungsrechtliche Sicherung erforderlich ist -
in den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 102 aufgenommen. Der Entwurf
wird im Rahmen der Offenlegung des Bebauungsplanes mit der Unteren
Wasserbehorde soweit abgestimmt. Die Entwasserung auf den zuklnfti-
gen Baugrundstiicken selbst ist allerdings nicht Gegenstand der Bauleit-
planung.

- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Teilanregung 5:

aus Sicht des StralRenbaulasttragers der Kreisstral’e Nr. 18:

Es ist von Bedeutung, dass eine (im stralRenbaulichen Sinne) funktionsfa-
hige Anbindung an die K 18 erfolgt. Ein besonderes Augenmerk ist hierbei
(immer) die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs. Fir eine gefahrlose
ErschlieBung sind (entsprechend den Bestimmungen bzw. Vorlagen aus
der RAS-K-I/RASt-06) ausreichend dimensionierte Sichtdreiecke einzu-
planen/einzuhalten.

Fkkkkkkkkk

Ausreichend dimensionierte Sichtdreiecke werden im Entwurf des Bebau-
ungsplanes fir die Offenlage dargestellt.

- Der Anregung wird gefolgt.

Teilanregung 6:

aus Sicht des StralRenbaulasttragers der Kreisstral’e Nr. 18:

Im Einmindungsbereich ist auf einer Lange von mindestens 15 m (in die
neue ErschlieBungsstralle hinein) eine ausreichende Breite fur den Be-
gegnungsfall einzuplanen. Aus hiesiger Sicht sollte der Begegnungsfall
mindestens fir die Situation LKW/PKW ausgelegt sein. Besser ware es
natirlich, die Fahrbahnbreite fur den Begegnungsfall LKW/LKW (bei ver-
minderter Geschwindigkeit) auszulegen.

Fkkkkokkkkk

Die zur Verfugung stehende Flache im Bereich der geplanten Einmun-
dung erlaubt eine Fahrbahnbreite, die dem Begegnungsfall LKW/LKW ge-
recht wird. Allerdings fehlt es an Sicherheitsraum flr den nicht motorisier-
ten Verkehr. FUr diesen erwartungsgemal seltenen Begegnungsfall
LKW/LKW bei gleichzeitiger Nutzung durch FulRganger oder Radfahrer auf
dem verbreiterten Einmundungsbereich bestehen auf einer Lange von 15
m rdumliche Einschrankungen.

=>Der Anregung wird gefolgt. Der Einmiindungsbereich der geplanten Er-
schlieRungsstralte in die Kreisstrale wird auf einer Tiefe von 15 m den
Begegnungsverkehr LKW/LKW ermdéglichen.

Teilanregung 7:

aus Sicht des StralRenbaulasttragers der Kreisstral’e Nr. 18:

Eventuell vorhandene Entwéasserungsproblematiken sind zu beachten und
sollten im Vorfeld bereits planerisch berlicksichtigt werden.

FkkKkkkAk
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Zwischenzeitlich wurde ein geohydrologischen Gutachten erstellt, das die
Méglichkeiten zur Niederschlagsentwasserung ermittelt hat. Dessen Vor-
gaben wurden - soweit eine planungsrechtliche Sicherung erforderlich ist -
in den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 102 aufgenommen.

—>Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Teilanregung 8:

aus Sicht des StraRenbaulasttragers der Kreisstrale Nr. 18:

Fur den direkten Anbindungsbereich sind ausreichend dimensionierte
Eckausrundungen vorzusehen. Ein eventuell vorhandener Gehweg ist in
erhabener Bauweise durchzufiihren.

FhkKkkhkKk

Die Anregung zu den Eckausrundungen wird im Entwurf des Bebauungs-
planes fur die Offenlage berucksichtigt.

Der an der Kreisstralde vorhandene Gehweg ist bereits in erhabener Bau-
weise ausgefiihrt. Die Planstrae soll als Mischflache ohne separat ge-
fuhrten Gehweg angelegt werden.

- Der Anregung zu den Eckausrundungen wird gefolgt.

Teilanregung 9:

aus Sicht des StralRenbaulasttragers der Kreisstral’e Nr. 18:

Der StralRenbaulasttrager ist im weiteren Verfahren (und bei der spateren
Ausfuhrungsplanung) zu beteiligen.

Fkkkkkkkkk

Der StralRenbaulasttrager (Oberbergischer Kreis) wird selbstverstandlich
im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplanes erneut beteiligt.

—>Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben Nr. 3 der Hansestadt Wipperfurth, Fachbereich Il vom
29.04.2016

Teilanregung 1:

Das naturlich vorhandene Gelande darf grundsatzlich nicht verandert wer-
den. Es ist zwar zuldssig, geringfligige Abgrabungen (Lichtschachte) oder
Aufschittungen (Terrassen) vorzunehmen, grundsatzlich aber nicht sol-
che, die die Gelandeoberflache verandern (z. B. Abgrabung Uber eine ge-
samte Seite eines Hauses).

Fhkkkkkkkk

Um der Anregung Rechnung zu tragen, wird ein Passus in die Textlichen
Festsetzungen eingefigt, der Abgrabungen und Aufschittungen nur bis
zu einer GréRenordnung von 1,00 m zuldsst. Eine ganzliche Untersagung
von flachigen Auf- oder Abtragungen kdnnte zur Folge haben, dass uner-
wlnschte Niveauunterschiede zwischen Erschliefungsstral’e und Bau-
grundstlick entstehen kénnten.

=> Der Anregung wird teilweise gefolgt. Bodenauf- und Abtragungen wer-
den auf eine GréRenordnung von 1 m beschrankt.

Teilanregung 2:
Nach § 9 Abs. 2 BauGB kann bei allen Festsetzungen auch die Héhenla-

ge festgesetzt werden.
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Genau wie die Gelandeoberflache, so hat auch die Hohenlage festgesetz-
ter baulicher Anlagen erhebliche Auswirkungen; so insbesondere auf die
Zulassigkeit von Vorhaben nach § 30 Abs. 1 BauGB und in Bezug auf den
Nachbarschutz.

Fkkkkkkkhk

Die Hohenentwicklung der zulassigen Wohngebaude wird im Entwurf des
Bebauungsplanes fir die Offenlage dezidiert als Obergrenze bestimmt
(geman § 18 BauNVO ,Hbhe baulicher Anlagen®).

- Der Anregung wird gefolgt.

Teilanregung 3: Das geplante Wohngebiet ist durch den vorhandenen
Schmutzwasserkanal berwiegend erschlossen. Eine entsprechende Er-
weiterung dieses Kanals zur ErschlieRung des sldlichen Bereichs ist mog-
lich. Eine zentrale Niederschlagswasserbeseitigung Uber das &ffentliche
Kanalnetz ist nicht vorhanden. Somit muss das anfallende Niederschlags-
wasser vor Ort versickert werden. Es ist daher empfohlen, im Rahmen des
Bauleitverfahrens Bodenuntersuchungen, zur Feststellung der Versiche-
rungsfahigkeit, durchzufuhren. Auf Grund der topografischen Lage des
Gebiets, kdnnen sowohl Einzelanlagen auf den jeweiligen Grundstlicken
als auch eine zentrale Versickerungsanlage im sudlichen Bereich des B-
Plangebiets in Betracht gezogen werden.

Fkkkkkkkkk

Zwischenzeitlich wurde ein geohydrologischen Gutachten erstellt, das die
Moglichkeiten zur Niederschlagsentwasserung ermittelt hat. Dessen Vor-
gaben wurden - soweit eine planungsrechtliche Sicherung erforderlich ist -
in den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 102 aufgenommen.

—> Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben Nrn. 4 bis 7

Schreiben Nr. 4 vom 31.03.16 der Amprion GmbH,
Schreiben Nr. 5 vom 05.04.16 der Bezirksregierung Kaoln,
Schreiben Nr. 6 vom 06.04.16 der IHK Koln,

Schreiben Nr. 7 vom 11.04.16 der Hansestadt Wipperftrth,
Fachbereich I.

Die in den vorgenannten Schreiben vorgetragenen Hinweise wer-
den zur Kenntnis genommen. Sie bedirfen keiner Abwagung.

Weitere Anregungen aus der Beteiligung der Behérden und der Of-
fentlichkeit, die abwagungsrelevant sind oder Hinweise enthalten,
sind nicht eingegangen.

2, Zustimmung zum Planentwurf und Beschluss der o6ffentlichen Ent-
wurfsauslegung nach § 3 (2) BauGB

Dem Uberarbeiteten Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 102 Agathaberg - Stations-
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1.4.3

1.4.4

weg wird zugestimmt. Der Bebauungsplanentwurf ist gemaR § 3 (2) BauGB 6f-
fentlich auszulegen.

Abstimmungsergebnis: einstimmig

Bebauungsplan Nr. 103 Gewerbegebiet Vosskuhle
Zustimmung zum Entwurf
Vorlage: V/2016/552

Ratsherr Goller nimmt an Beratung und Beschlussfassung nicht teil.

Dem vorgelegten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 103 Gewerbe Vol3kuhle mit
den textlichen Festsetzungen sowie der Begrindung wird zugestimmt.

Abstimmungsergebnis: einstimmig

Machbarkeitsstudie fur eine mogliche Sidumgehung
Bedarfsanalyse
Vorlage: V/2016/553

Herr Barthel fUhrt in das Thema ein und erlautert die bisherigen Schritte - Klarung
der technischen Mdglichkeiten - und das weitere Vorgehen, namlich den Bedarf
fur eine moégliche Sidumgehung sowie deren Auswirkungen zu klaren.

Ausschussvorsitzender Herr Bongen unterbricht die Sitzung um 17.30 Uhr fir
12 Minuten, um der anwesenden Birgerschaft Gelegenheit zu geben, Fragen
zum Thema zu stellen und Anregungen vorzutragen.

Nach Wiederaufnahme der Sitzung regt Ratsherr Scherkenbach an, die Ver-
kehrsauswirkungen des InHK in die Bedarfsanalyse einzubeziehen und auch die
betroffenen Grundstlickseigentimer frihzeitig zu beteiligen.

Ratsherr Mederlet erganzt, dass besonders die Auswirkungen auf die Verkehrssi-
cherheit von Ringstral3e, Leiesiedlung und der Wegerhof KG zu bericksichtigen
sind.

Ratsherr Schnippering spricht sich gegen den Beschlussentwurf aus.

Der urspringliche Beschlussentwurf lautete:
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1.5

1.6

1.6.1

Die Verwaltung wird beauftragt auf der Grundlage der Machbarkeitsstudie die
Bedarfsfrage fur eine SGdumgehung zu klaren. Dazu sollen Angebote fur ein Ver-
kehrsgutachten zur Ermittlung des Bedarfs eingeholt werden.

Beschlussentwurf in Ergédnzung (grau hinterlegt) der Verwaltungsvorlage:

Die Verwaltung wird beauftragt auf der Grundlage der Machbarkeitsstudie die
Bedarfsfrage fur eine Stdumgehung zu klaren. Insbesondere sollen hier die
Auswirkungen des InHK und die Verkehrssituation von Ringstralie, Leiesiedlung
und Wegerhof KG bertcksichtigt werden. Dazu sollen Angebote fir ein Verkehrs-
gutachten zur Ermittlung des Bedarfs eingeholt werden.

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich (1 Gegenstimme)

Empfehlungen an den Haupt- und Finanzausschuss

Empfehlungen an den Rat

Integriertes Handlungskonzept
Zustimmung zum Bewilligungsantrag 2017
Vorlage: V/2016/554

Der ursprungliche Beschlussentwurf lautete:

Dem Bewilligungsantrag 2017 auf Gewahrung einer Zuwendung im Rahmen der
Stadtebauforderung fur das Integrierte Handlungskonzept Innenstadt der Hanse-
stadt Wipperfurth wird zugestimmt. Dabei wird fur die Mallnahme M 3.4.10 Auf-
wertung Marktstral’e und Gassensystem fir die Umgestaltung Marktstralle die
Variante mit einer ganzheitlichen Umgestaltung / punktuellen MalBnahmen im
Bestand beschlossen.

Beschlussentwurf in Erganzung (grau hinterlegt) der Verwaltungsvorlage:
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1.6.2

Dem Bewilligungsantrag 2017 auf Gewahrung einer Zuwendung im Rahmen der
Stadtebauférderung fur das Integrierte Handlungskonzept Innenstadt der Hanse-
stadt Wipperfarth wird zugestimmt. Dabei wird fur die Mallnahme M 3.4.10 Auf-
wertung Marktstralte und Gassensystem fir die Umgestaltung Marktstral3e die
Variante mit einer ganzheitlichen Umgestaltung im Bestand beschlossen.

Abstimmungsergebnis: einstimmig

Bebauungsplan Nr. 107 Nackenborn

1. Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen aus der offentli-
chen Entwurfsauslegung

2. Satzungsbeschluss

Vorlage: V/2016/555

1. Abwidgung der in der offentlichen Auslegung gemidR § 3 Abs. 2
BauGB (Beteiligung der Offentlichkeit) sowie der Beteiligung der Be-
horden und sonstiger Trager o6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2
BauGB und der Beteiligung der Nachbargemeinden gemaR § 2 Abs. 2
BauGB eingegangenen Stellungnahmen

Die 6ffentliche Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB (Beteiligung der Of-
fentlichkeit) fand vom 10.10.2016 bis 09.11.2016 statt.

Die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange
nach § 4 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Nachbargemeinden ge-
maR § 2 Abs. 2 BauGB fand vom 10.10.2016 bis 09.11.2016 statt.

1.1 Abwagung der gemaR § 3 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellung-
nahmen (Beteiligung der Offentlichkeit)

Es sind keine Stellungnahmen oder Anregungen eingegangen.

1.2 Abwagung der in der Beteiligung gemaR § 4 Abs. 2 BauGB (Behor-
den, Trager offentlicher Belange) eingegangenen Stellungnahmen

Schreiben Nr. 1 BEW Bergische Energie- und Wasser GmbH
03.11.2016

Die BEW regt an, dass erst nach Vorlage der Gebaudeanschlusswerte
ermittelt werden kann, ob die vorhandenen Verteilleitungen flr die zukunf-
tigen Gebaude ausreichend sind.

khkkkkkkhkkkkk

Die exakten Gebaudeanschlusswerte werden erst im Baugenehmigungs-
verfahren der Unteren Bauaufsichtsbehoérde als auch der BEW in Ganze
vorliegen.

- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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Schreiben Nr. 2 Oberbergischer Kreis (OBK), der Landrat vom
04.11.2016 und ergidnzende Stellungnahme vom 10.11.2016, Email
vom 09.06.2016

Teilanregung 1: Gewasserschutz

Der OBK regt an, das bereits teilweise verrohrte Gerinne zur Ableitung
des gesamten Niederschlagswassers im Plangebiet zu nutzen. Aus was-
serwirtschaftlicher Sicht bestiinden auch keine Bedenken, die gesamte
Gerinnungsverrohrung in das stadtische Entwasserungsnetz zu tberneh-
men.

*hkkkkkkhkkkhkkk

Das anfallende Niederschlagswasser wird zukunftig in das vorhandene
Mischwasserkanalsystem in der GaulstralRe abgeleitet. Sofern die vorhan-
dene Verrohrung fir diesen Zweck ausreichend ist, wird diese genutzt.

- Der Anregung wird entsprochen.

Teilanregung 2: Immissionsschutz

Es wird angeregt, die Feststellungen des Schallgutachters zur Immissi-
onsminderung (Fahrbahnoberflachenbeschaffenheit, Entwasserungsrinne)
als textliche Festsetzung in den Bebauungsplan zu Gbernehmen.

*hkkkkkkkkkhkkk

Die vorgeschlagenen Malinahmen des Schallgutachters sind Gegenstand
der Begrundung und werden im Rahmen des Baugenehmigungsverfah-
rens berucksichtigt.

- Den Anregungen wird entsprochen.

Teilanregung 3: Landschaftspflege

Es bestehen keine Bedenken.
Teilanregung 4: Artenschutz

Es wird der Hinweis gegeben, dass artenschutzrechtliche Vermeidungs-
mafRnahmen zu beachten sind.
- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Teilanregung 5: Bodenschutz

Es wird der Hinweis gegeben, dass aufgrund der Verdichtung von inner-
stadtischen Flachen sich dies negativ auf die vorhandenen Bdden aus-
wirkt. Es wird empfohlen, den Versiegelungsgrad mdglichst gering zu hal-
ten.

- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Teilanregung 6: Polizeiliche Sicht

Es wird der Hinweis gegeben, dass der bereits bestehende hohe Park-
druck an der Gaulstraflde und die sichere Anbindung an die L284 gewahr-
leistet werden sollte. Ausreichend Parkflachen fiir die Bewohner, Beschaf-
tigten und Kunden sollen geschaffen werden.
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kkkkkkkkkkkkk

Im rtckwartigen Bereich als auch im Gebaude sind ausreichend Parkmdg-
lichkeiten angedacht. Diese sind im Baugenehmigungsverfahren nachzu-
weisen.

- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Ferner wird darauf hingewiesen, dass die vorhandene Anbindung des
Amtgerichts keinesfalls verkleinert oder eingeengt wird. Gegenuber dem
Neubauvorhaben sollten die Zufahrt deutlich abgegrenzt werden.

*kkkkkkkkkkkk

Die Erschlielungssituation des Amtsgerichts an der Gaulstrale wird un-
verandert bleiben. Das Grundstiick des geplanten Arztehauses grenzt
unmittelbar an der 6ffentlichen Verkehrsflache (Gaulstrale) und wird dar-
Uber angedient.

- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Schreiben Nr. 3 Fachbereich I der Hansestadt Wipperfiirth
07.11.2016

Teilanregung 1: Stadtentwasserung

Die Stadtentwasserung regt an, das anfallende Niederschlagswasser nicht
wie ursprunglich geplant in die Bachverrohrung abzuleiten, sondern dem
Mischkanalsystem der Gaustrale zuzufthren.

*hkkkkkkkkkkkk

Das anfallende Niederschlagswasser wird zusammen mit dem Schmutz-
wasser in das Mischkanalsystem in der Gaulstral3e abgeleitet. Die Einlei-
tung des Niederschlagswassers in den Gaulbach wird nicht weiter verfolgt.
- Den Anregungen wird entsprochen.

Teilanregung 2: Untere Bauaufsichtsbehérde

- Die Untere Bauaufsichtsbehorde ist der Auffassung, dass die Erschlie-
Rung der notwendigen Stellplatze erhebliche Gelandeanschuttungen er-
fordert.

*hkkkkkhkkhkkk

- Nach den vorliegenden Ausfuhrungsplanungen fur die Hochbaumal}-
nahmen und zur Errichtung der notwendigen Stellplatze innerhalb des
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 107 — Nackenborn — sind keine
erheblichen Gelandeanschittungen erforderlich. Soweit Anderungen der
Topographie des Grundstiicks erforderlich werden, sind diese im Bauan-
trag darzustellen und werden in diesem Verfahren gepruft.

- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

- Ferner wird seitens der Unteren Bauaufsichtsbehorde aufgrund vorhan-
dener Bestandsbebauung im Bereich der Ringstrale eine Ausweisung als
WA empfohlen.

*kkkkkkkkkkkk

- Die angesprochene Bestandsbebauung an der RingstralRe setzt sich im
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1.7

engeren Umfeld des in Rede stehenden Planungsbereiches aus Wohnge-
bauden zusammen; bei einem weiteren Betrachtungsumgriff finden sich
jedoch auch Nutzungen wie Berufskolleg, Familienbildungsstatte oder
Apotheke. Als pragend kdnnen jedoch die direkt benachbarten Wohnge-
baude angesehen werden. Zur Klarstellung, das im nérdliche Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans 107 — Nackenborn — nur Nutzungen vorgese-
hen werden sollen, die die vorhandene Wohnnutzung an der Ringstralle
nicht beeintrachtigt, soll der Anregung gefolgt werden, diesen Teilbereich
als ,Allgemeines Wohngebiet* (WA) gem. § 4 BauNVO auszuweisen.
Hierzu ist eine Anderung des Bebauungsplans nach Offenlage notwendig.
Durch die Anderungen vor Satzungsbeschluss, die als Roteintragungen
im Bebauungsplan kenntlich gemacht ist, ist allein die Grundsttickseigen-
timerin betroffen. Diese wurde hierzu beteiligt und hat mit Schreiben vom
14.11.2016 ihr Einverstandnis zu der Anderung abgegeben.

- Den Anregungen wird entsprochen.

Teilanregung 3: Tiefbauabteilung

Es bestehen keine Bedenken.

Schreiben Nr. 4 bis Nr. 9

« Schreiben Nr. 4 — Westnetz GmbH vom 05.10.2016

» Schreiben Nr. 5 — Hansestadt Wipperfirth, Bereich | 40, | 52/53 und
| 80 vom 06.10.2016

« Schreiben Nr. 6 — PLEDOC GmbH vom 17.10.2016

»  Schreiben Nr. 7 — Amprion GmbH vom 18.10.2016

*  Schreiben Nr. 8 — Unitymedia vom 24.10.2016

e Schreiben Nr. 9 — IHK zu Koln vom 28.10.2016

Satzungsbeschluss

Der Bebauungsplan Nr. 107 "Nackenborn", bestehend aus dem Planteil
und den Textlichen Festsetzungen, wird gemal § 10(1) BauGB als Sat-
zung mit der dazugehorigen Begrindung beschlossen.

Abstimmungsergebnis: einstimmig

Anfragen
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1.71

1.8

1.9

1.9.1

1.9.2

Umsetzung des Klimaschutzkonzepts

Anfrage der Fraktion Buindnis 90/Die Griinen / Ratsherr Goller vom
09.11.2016

Vorlage: F/2016/197

Die schriftliche Antwort der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.

Antrage

Mitteilungen

Demografischer Wandel
-Sachstandsbericht-
Vorlage: M/2016/858

Die schriftliche Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.

Integriertes Handlungskonzept
- Sachstandsbericht -
Vorlage: M/2016/863

Die schriftliche Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.
Ratsherr Scherkenbach fordert die Verwaltung auf, zusammen mit dem Landes-

betrieb StralRen NRW die Optimierung der Ampelschaltungen, insbesondere der
Anlagen auf der Nordtangente zu veranlassen.
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1.9.3 Forderprojekte der Europadischen Union im landlichen Raum, LEA-
DER-Region ,,Bergisches Wasserland“
-Sachstandsbericht-
Vorlage: M/2016/859

Die schriftliche Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.

1.9.4 Gewerbeflachenkonferenz des Oberbergischen Kreises
-Sachstandsbericht-
Vorlage: M/2016/860

Die schriftliche Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.

1.9.5 Regionale 2020/2025
-Sachstandsbericht-
Vorlage: M/2016/861

Die schriftliche Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.

1.9.6 Burgeranregung zum Unfallschwerpunkt B237, Abzweigung Nieder-
wipper
-Sachstandsbericht-
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Vorlage: M/2016/862

Ausschussvorsitzender Herr Bongen unterbricht die Sitzung von 19.05 bis 19.07

Uhr, um der anwesenden Birgerschaft Gelegenheit zu geben, Anregungen vor-
zutragen.

Nach Wiederaufnahme der Sitzung regt Ratsherr Mederlet an, diesen TOP als
Mitteilung in der Sitzung des Rates am 13.12.2016 erneut zu beraten.

1.10 Verschiedenes
Hermann-Josef Bongen Karin Leiter
- Vorsitzende/r -Schriftfihrer/in-

25



	Text
	Tagesordnung
	Anwesenheit
	Entschuldigt
	BM_Text2
	BM_Text3
	Betreff
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	AbstimmungK
	Zu

